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Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen 
vom 25. Februar 1964 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft über Soziale Sicherheit 

liebst Begründung, den Wortlaut des Abkommens, den Text des 
Zusatzabkommens vom 24. Dezember 1962 sowie die Denk- 
schrift zum Abkommen mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 283. Sitzung am 4. Juni 1965 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Entwurf keine Einwendungen zu erheben. Er ist der Ansicht, 
daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Abkommen vom 25. Februar 1964 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
über Soziale Sicherheit 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Freiburg im Breisgau am 25. Februar 1964 
Unterzeichneten Abkommen zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Schweizerischen Eid- 
genossenschaft über Soziale Sicherheit wird zuge- 
stimmt. Das Abkommen wird nachstehend ver- 
öffentlicht. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem 
Artikel 48 Abs. 2 in Kraft tritt, ist im Bundesgesetz- 
blatt bekanntzugeben. 


Begründung 


Zu Artikel 1 

Das Abkommen bedarf nach Artikel 59 Abs. 2 
Satz 1 des Grundgesetzes der Zustimmung der für 
die Bundesgesetzgebung zuständigen Körperschaften 
in der Form eines Bundesgesetzes, da es sich auf 
Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 84 
Abs. 1 des Grundgesetzes erforderlich, da in dem 
Abkommen auch das von den Ländern durchzu- 
führende Verwaltungsverfahren geregelt wird. 

Zu Artikel 2 

Das Abkommen soll auch auf das Land Berlin An- 
wendung finden; das Gesetz enthält daher die üb- 
liche Berlin-Klausel. 


Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er- 
fordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Ab- 
kommen nach seinem Artikel 48 Abs. 2 in Kraft tritt, 
im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Den Ländern und Gemeinden entstehen durch das 
Abkommen keine Aufwendungen. 

Die Kosten, die dem Bund für die Kindergeldzahlung 
nach Artikel 27 des Abkommens entstehen, werden 
für die gegenwärtig in der Bundesrepublik be- 
schäftigten rd. 7000 schweizerischen Staatsangehöri- 
gen jährlich höchstens etwa 400 000 DM betragen. 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
über Soziale Sicherheit 


DER PRÄSIDENT 

DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
und 

DER SCPiWEIZERISCPIE BUNDESRAT, 

in dem Wunsche, die Beziehungen der beiden Staaten in der Sozialen Sicher- 
heit zu fördern und mit der RechtsentVv^icklung in Einklang zu bringen, sind 
übereingekoinmen, ein Abkommen zu schließen, das an die Stelle des Ab- 
kommens vom 24. Oktober 1950 treten soll, und haben zu diesem Zweck zu 
ihren Bevollmächtigten ernannt: 

Der Präsident der Bundesrepublik Deutschland 
Herrn Gerrit von Haeften, 

Ministerialdirektor im Auswärtigen Amt, 

der Schweizerische Bundesrat 

Herrn Direktor Dr. Arnold Saxer, 

Beauftragter für Sozialversicherungsabkoramen. 

Die Bevollmächtigten haben nach Austausch ihrer in guter und gehöriger 


Form befundenen Vollmachten folgendes 

ABSCHNITT I 

Allgemeines 

Artikel 1 

In diesem Abkommen bedeuten die Ausdrücke 

1. „Staatsangehöriger" 

in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland 
einen Deutschen im Sinne des Grundgesetzes für die 
Bundesrepublik Deutschland, 
in bezug auf die Schweiz 
einen Schweizerbürger; 

2. „zuständige Behörde" 
in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland 
den Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung, 
in bezug auf die Schwmiz 
das Bundesamt für Sozialversicherung; 

3. „wohnen" 

sich gewöhnlidi aufhalten; 

4. „Grenzgänger" 

Staatsangehörige einer Vertragspartei, die im Gebiet 
der einen Vertragspartei wohnen und im Gebiet der 
anderen Vertragspartei einer regelmäßigen Beschäfti- 
gung nachgehen; 

5. „Familienzulagen" 

in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland 
das Kindergeld nach den deutschen Rechtsvorschrif- 
ten, 

in bezug auf die Schweiz 

die Kinderzulagen nach den schweizerischen bundes- 
rechtlichen Vorschriften. 


Artikel 2 

Dieses Abkommen bezieht sich 

1. in der Bundesrepublik Deutschland auf die Rechts- 
vorschriften über 

a] die Rentenversicherung der Arbeiter, die Renten- 
versicherung der Angestellten, die knappschaft- 


vereinbart: 

liehe Rentenversicherung und die im Saarland 
bestehende hüttenknappschaftliche Pensionsver- 
sicherung, 

b) die Altershilfe für Landwirte, 

c) die gesetzliche Unfallversicherung, 

d) das Kindergeld, 

2. in der Schw^eiz auf die bundesrechtlichen Vorschriften 

über 

a) die Alters- und Hinterlassenenversicherung, 

b) die Invalidenversicherung, 

c) die staatliche obligatorische Unfallversicherung, 

d) die Familienzulagen, 

soweit sie sich nicht aus zwischenstaatlichen Verträ- 
gen oder überstaatlichem Recht ergeben oder zu 

deren Ausführung dienen. 

Artikel 3 

Dieses Abkommen gilt, wo es nichts anderes bestimmt, 
für die Staatsangehörigen der Vertragsparteien sowie für 
ihre Angehörigen und Hinterbliebenen, soweit diese ihre 
Rechte von den Staatsangehörigen ableiten. 

Artikel 4 

Die in Artikel 3 genannten Personen stehen in ihren 
Rechten und Pflichten aus den Rechtsvorschriften der Ver- 
tragsparteien einander gleich, soweit dieses Abkommen 
nidits anderes bestimmt. 

Artikel 5 

(1) Wird eine Beschäftigung oder Tätigkeit im Gebiet 
einer Vertragspartei ausgeübt, so gelten für die Pflicht- 
versicherung, soweit die Artikel 6 bis 9 nichts anderes 
bestimmen, die Rechtsvorschriften dieser Vertragspartei. 
Für die Pflichtversicherung von Personen, die keine 
Beschäftigung oder Tätigkeit ausüben, gelten die Rechts- 
vorschriften der Vertragspartei, in deren Gebiet sie 
wohnen. 

(2) Für die Versicherungspflicht und die Bemessung der 
Beiträge von Personen, auf die nach Absatz 1 die Rechts- 
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Vorschriften beider Vertragsparteien anzuwenden sind, 
berücksichtigt jede Vertragspartei nur das in ihrem Ge- 
biet erzielte Einkommen. 

Artikel 6 

(1) Wird ein Arbeitnehmer eines Unternehmens mit 
Sitz im Gebiet der einen Vertragspartei vorübergehend 
zur Arbeitsleistung in das Gebiet der anderen Vertrags- 
partei entsandt, so gelten die Rechtsvorschriften der 
ersten Vertragspartei für die Dauer von 24 Monaten, 
beginnend mit dem Tage seiner Ankunft im Gebiet der 
zweiten Vertragspartei, als wäre er an dem Ort beschäf- 
tigt, an dem das Unternehmen seinen Sitz hat. Wird die 
Beschäftigung im Gebiet der zweiten Vertragspartei über 
diesen Zeitraum hinaus fortgesetzt, so gelten die Rechts- 
vorschriften der ersten Vertragspartei weiter, wenn es 
der Arbeitnehmer mit Zustimmung des Arbeitgebers oder 
der Arbeitgeber mit Zustimmung des Arbeitnehmers vor- 
her beantragt und die zuständige Behörde der Vertrags- 
partei, deren Rechtsvorschriften nach Artikel 5 Absatz 1 
anzuwenden wären, es mit Zustimmung der zuständigen 
Behörde der anderen Vertragspartei zuläßt. 

(2) Wird ein Arbeitnehmer von einem Betrieb, der sich 
aus dem Grenzgebiet der einen Vertragspartei in das 
Grenzgebiet der anderen Vertragspartei erstreckt, in dem 
dort gelegenen Betriebsteil beschäftigt, so gelten die 
Rechtsvorschriften der ersten Vertragspartei, als wäre er 
an dem Ort beschäftigt, an dem der Betrieb seinen Sitz 
hat. 

(3) Wird ein Arbeitnehmer eines öffentlichen oder pri- 
vaten Transportunternehmens mit Sitz im Gebiet der 
einen Vertragspartei vorübergehend zur Arbeitsleistung 
in das Gebiet der anderen Vertragspartei entsandt oder 
wird er dort dauernd auf den Eisenbahnstrecken des 
Transportunternehmens beschäftigt, so gelten die Rechts- 
vorschriften der ersten Vertragspartei, als wäre er an dem 
Ort beschäftigt, an dem das Unternehmen seinen Sitz hat. 

(4) Wird ein Arbeitnehmer eines Luftverkehrsunter- 
nehmens mit Sitz im Gebiet der einen Vertragspartei zur 
Arbeitsleistung in das Gebiet der anderen Vertragspartei 
vorübergehend oder dauernd entsandt, so gelten die 
Rechtsvorschriften der ersten Vertragspartei, als wäre er 
an dem Ort beschäftigt, an dem das Unternehmen seinen 
Sitz hat. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten ohne Rücksicht auf die 
Staatsangehörigkeit des Arbeitnehmers. 

Artikel 7 

(1) Für die Besatzung eines Seeschiffes, das die Flagge 
einer Vertragspartei führt, gelten deren Rechtsvorschrif- 
ten. 

(2) Wird ein Arbeitnehmer, der im Gebiet dei einen 
Vertragspartei wohnt, vorübergehend auf einem Seeschiff, 
das die Flagge der anderen Vertragspartei führt, von 
einem Arbeitgeber beschäftigt, der seinen Sitz im Gebiet 
der ersten Vertragspartei hat und nicht Eigentümer des 
Schiffes ist, so gelten die Rechtsvorschriften der ersten 
Vertragspartei. 

(3) Wird ein Arbeitnehmer in einem Hafen der einen 
Vertragspartei mit dem Beladen, Löschen oder Ausbes- 
sern eines Seeschiffes, das die Flagge der anderen Ver- 
tragspartei führt, oder mit der Beaufsichtigung solcher 
Arbeiten beschäftigt, so gelten die Rechtsvorschriften der 
ersten Vertragspartei. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten ohne Rücksicht auf die 
Staatsangehörigkeit des Arbeitnehmers. 

Artikel 8 

(1) Wird ein Staatsangehöriger der einen Vertrags- 
partei in deren Dienst oder im Dienst eines anderen 


öffentlichen Dienstherrn dieser Vertragspartei in das Ge- 
biet der anderen Vertragspartei entsandt, so gelten die 
Rechtsvorschriften der ersten Vertragspartei, als wäre er 
an dem Ort beschäftigt, an dem der Dienstherr seinen 
Sitz hat. 

(2) Wird ein Staatsangehöriger der einen Vertrags- 
partei nur zur Dienstleistung bei einer ihrer Dienststellen 
im Gebiet der anderen Vertragspartei eingestellt, so gel- 
ten die Rechtsvorschriften dieser Vertragspartei, Er kann 
binnen drei Monaten nach Beginn der Beschäftigung 
sowie nach Umwandlung einer vorläufigen in eine end- 
gültige Anstellung die Anwendung der Rechtsvorschriften 
der ersten Vertragspartei wählen. Die Wahl ist gegen- 
über dem Dienstherrn und dem zuständigen Träger der 
ersten Vertragspartei zu erklären. Deren Rechtsvorschrif- 
ten gelten vom Tage der Erklärung an, als wäre er an 
dem Ort beschäftigt, an dem der Dienstherr seinen Sitz 
hat. 

(3) Wird ein Staatsangehöriger der einen Vertrags- 
partei im Gebiet der anderen Vertragspartei von einem 
Mitglied der diplomatischen oder einer konsularischen 
Vertretung der ersten Vertragspartei in persönlichen 
Diensten beschäftigt, so gilt Absatz 2 entsprechend. 

(4) Für die Bediensteten eines Wahlkonsuls gelten die 
Absätze 1 bis 3 nicht. 

Artikel 9 

Auf Antrag des Arbeitnehmers mit Zustimmung des 
Arbeitgebers oder des Arbeitgebers mit Zustimmung des 
Arbeitnehmers kann die zuständige Behörde der Ver- 
tragspartei, deren Rechtsvorschriften nach den Artikeln 5 
bis 8 anzuwenden wären, mit Zustimmung der zuständi- 
gen Behörde der anderen Vertragspartei zulassen, daß 
deren Rechtsvorschriften angewendet werden. Wird die 
Anwendung der Rechtsvorschriften der zweiten Vertrags- 
partei zugelassen, so sind deren Rechtsvorschriften anzu- 
wenden, und zwar, wenn der Abeitnehmer im Gebiet der 
ersten Vertragspartei beschäftigt ist, so, als wäre er im 
Gebiet der zweiten Vertragspartei beschäftigt. 

Artikel 10 

(1) Die Rechtsvorschriften der einen Vertragspartei 
über Kürzung, Ruhen, Erlöschen oder Wegfall einer Lei- 
stung der Sozialen Sicherheit bei Zusammentreffen mit 
anderen Leistungen der Sozialen Sicherheit oder anderen 
Einkünften und über das Nichtbestehen eines Anspruchs 
aut eine Leistung der Sozialen Sicherheit, solange eine 
Beschäftigung ausgeübt oder eine bestimmte Beschäfti- 
gung nicht ausgeübt wird oder eine Pflichtversicherung 
besteht, sind auch in bezug auf gleichartige Tatbestände 
anzuwenden, die sich aus der Anwendung der Rechts- 
vorschriften der anderen Vertragspartei oder in deren 
Gebiet ergeben. Treffen Leistungen zusammen, für die 
Rechtsvorschriften jeder Vertragspartei über Kürzung, 
Ruhen, Erlöschen oder Wegfall bestehen, so sind sie 
jeweils um die Hälfte des Betrages zu mindern, um den 
sie nach den Rechtsvorschriften der Vertragspartei, nach 
denen der Anspruch besteht, zu mindern wären. 

(2) In bezug auf die Leistungen des gleichen Versiche- 
rungszweiges gelten Leistungen, die durch den gleichen 
Versicherungsfall ausgelöst werden, nicht als gleichartig 
im Sinne des Absatzes 1. Leistungen der öffentlichen Für- 
sorge gelten nicht als Einkünfte im Sinne des Absatzes 1. 

ABSCHNITT II 

Rentenversicherungen 

Artikel 11 

(1) Für die Erfüllung der Wartezeit nach den deutschen 
Rechtsvorschriften werden die nach den schweizerischen 
Rechtsvorschriften zurückgelegten und für den Erwerb 
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des Leistungsansprudis anzurechnenden Beitragszeiten 
und ihnen gleichgestellten Zeiten berücksichtigt. Voraus- 
setzung ist, daß eine Beitragszeit von mindestens zwölf 
Kalendermonaten nach den deutschen Rechtsvorschriften 
zurückgelegt und auf die Wartezeit anzurechnen ist und 
daß die in Satz 1 genannten Zeiten nicht auf dieselbe Zeit 
entfallen, wahrend derer auf die Wartezeit nach den deut- 
schen Rechtsvorschriften anzurechnende Beitragszeiten 
oder ihnen gleichgestellte Zeiten zurückgelegt wurden. 

(2) Ist die Wartezeit nach den deutschen Rechtsvor- 
schriften nur unter Berücksichtigung der in Absatz 1 
Satz 1 genannten Zeiten erfüllt, so wird von dem Kinder- 
zuschuß und dem Zuschuß zur Krankenversicherung der 
Rentner nur der Teil gewährt, der dem Verhältnis der 
nach den deutschen Rechtsvorschriften zur Summe der 
nach den Rechtsvorschriften beider Vertragsparteien 
zurückgelegten Beitragszeiten und ihnen gleichgestellten 
Zeiten entspricht. 

Artikel 12 

(1) Für die Anrechnung von Ausfallzeiten und Zurech- 
nungszeiten nach den deutschen Rechtsvorschriften stehen 
der Eintritt in die Versicherung und die Beitragszeiten 
nach den schweizerischen Rechtsvorschriften dem Eintritt 
in die Versicherung und den Beitragszeiten nach den 
deutschen Rechtsvorschriften gleich, soweit während die- 
ser Zeiten eine Beschäftigung ausgeübt wurde. 

(2) Wird eine Zurechnungszeit nach den deutschen 
Rechtsvorschriften nur unter Berücksichtigung der in 
Absatz 1 genannten Zeiten angerechnet, so wird nur der 
Teil der Zurechnungszeit angerechnet, der dem Verhältnis 
der nach den deutschen Rechtsvorschriften zur Summe der 
nach den Rechtsvorschriften beider Vertragsparteien 
zurückgelegten Beitragszelten und ihnen gleichgestellten 
Zeiten entspricht. 

Artikel 13 

Der für das vorgezogene Altersruhegeld nach den deut- 
schen Rechtsvorschriften vorausgesetzten Beschäftigung 
oder Tätigkeit stehen Beitragszeiten nach den schweize- 
rischen Rechtsvorschriften gleich, soweit während dieser 
Zeiten eine Beschäftigung ausgeübt wurde, 


Artikel 14 

Für den Zuschuß zur Krankenversicherung der Rentner 
nach den deutschen Rechtsvorschriften steht die schwei- 
zerische Krankenversicherung der deutschen Kranken- 
versicherung gleich. 

Artikel 15 

(1) Nach den schweizerischen Recht.svorschriften zurück- 
gelegte Beitragszeiten werden nach Artikel 11 in, der 
deutschen knappschaftlichen Rentenversicherung berück- 
sichtigt, wenn sie in bergbaulichen Betrieben unter Tage 
zurückgelegt sind. Ist nach den deutschen Rechtsvorschrif- 
ten Voraussetzung für den Anspruch, daß Hauerarbeiten 
unter Tage oder diesen gleichgestellte Arbeiten verrichtet 
sind, so werden die nach den schweizerischen Rechtsvor- 
schriften zurückgelegten Beitragszeiten nur berücksichtigt, 
soweit während dieser Zeiten solche Arbeiten verrichtet 
wurden. Bergbauliche Betriebe sind Betriebe, in denen 
Mineralien oder ähnliche Stoffe bergmännisch oder Steine 
und Erden überwiegend unterirdisch gewonnen werden. 

(2) Nach den schweizerischen Rechtsvorschriften zurück- 
gelegte Beitragszeiten werden nach Artikel 12 in der 
deutschen knappschaftlichen Rentenversicherung berück- 
sichtigt, v/enn der letzte vor Eintritt des Versicherungs- 


falles nach den deutschen Rechtsvorschriften entrichtete 
Beitrag zur knappschaftlichen Rentenversicherung ent- 
richtet wurde. 

(3) Nach den schweizerischen Rechtsvorschriften zurück- 
gelegtc Beitragszciten, die nicht in der deutschen knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung zu berücksichtigen sind, 
werden in der Rentenversicherung der Angestellten, wenn 
während dieser Zeiten zuletzt eine entsprechende Be- 
schäftigung ausgeübt wurde, sonst in der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter berücksichtigt. 

Artikel 16 

(1) Für das Recht auf Weiterversicherung nach den 
deutschen Rechtsvorschriften werden die nach den schwei- 
zerischen Rechtsvorschriften zurückgelegten Beitragszeiten 
berücksichtigt, soweit während dieser Zeiten eine Be- 
schäftigung oder Tätigkeit ausgeübt wurde, die versiche- 
rungspllichtig wäre, wenn die deutschen Rechtsvorschrif- 
ten für sie gälten. 

(2) Sind keine Zeiten der Pflichtversicherung nach den 
deutschen Rechtsvorschriften zurückgelegt, so wird die 
Weiterversicherung in der Rentenversicherung der An- 
gestellten, wenn während der in Absatz 1 genannten Zei- 
ten zuletzt eine entsprechende Beschäftigung oder Tätig- 
keit ausgeübt wurde, sonst in der Rentenversicherung der 
Arbeiter durchgeführt. 

(3) Die Weiterversicherung nach den deutschen Rechts- 
vorschriften ist während der nach den schweizerischen 
Rechtsvorschriften zurückgelegten Beitragszeiten und 
ihnen gleichgestellten Zeiten unzulässig. 

Artikel 17 

Für die Fristen nach den deutschen Rechtsvorschriften 
über die Beitragserstattung stehen dem Eintritt in die 
Versicherung, dem Wegfall der Versicherungspflicht und 
der Beitragsentrichtung nach den deutschen Rechtsvor- 
schriften die entsprechenden Tatbestände nach den 
schw^eizerischen Rechtsvorschriften gleich. 

Artikel 18 

(1) Staatsangehörige der einen Vertragspartei erhalten 
Eingliederungsmaßnahmen nach den Rechtsvorschriften 
der anderen Vertragspartei, wenn sie in deren Gebiet 
wohnen und, unmittelbar bevor diese Maßnahmen in 
Betracht kommen, während mindestens eines vollen Jah- 
res Beiträge nach den Rechtsvorschriften dieser Vertrags- 
partei entrichtet haben. 

(2) Nichterwerbstätige Ehefrauen und Witwen sowie 
minderjährige Kinder deutscher Staatsangehörigkeit 
erhalten Eiiigliederungsmaßnahmen der schweizerischen 
Invalidenversicherung, wenn sie in der Schweiz Wohnsitz 
haben und, unmittelbar bevor diese Maßnahmen in Be- 
tracht kommen, ununterbrochen während mindestens 
eines Jahres dort gew^ohnt haben. Kinder erhalten außer- 
dem Eingliederungsmaßnahmen, wenn sie in der Schweiz 
Wohnsitz haben und dort entweder invalid geboren sind 
oder seit der Geburt ununterbrochen gewohnt haben. 

(3) Grenzgänger erhalten nach den Rechtsvorschriften 
der Vertragspartei, in deren Gebiet sie beschäftigt waren 
oder weiterhin beschäftigt sind, die für die Eingliederung 
ins Erwerbsleben im Gebiet dieser Vertragspartei not- 
wendigen Maßnahmen, wenn sie während mindestens 
fünf voller Jahre, davon mindestens sechs Monate in den 
zwei Jahren, unmittelbar bevor diese Maßnahmen in Be- 
tracht kommen, Beiträge nach den Rechtsvorschriften die- 
ser Vertragspartei entrichtet haben. 

(4) Günstigere Regelungen jeder Vertragspartei blei- 
ben unberührt. 
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Artikel 19 

(1) In bezug auf den Anspruch auf ordentliche Renten 
der schweizerischen Invalidenversicherung gelten als Ver- 
sicherte im Sinne der schweizerischen Rechtsvorschriften 
auch 

a) deutsche Staatsangehörige, die vor Verlassen 
der Schweiz Anspruch auf eine ordentliche Rente 
der schweizerischen Invalidenversicherung hat- 
ten, 

b) deutsche Staatsangehörige, die der deutschen 
Rentenversicherung angehören, 

c) Personen, die als Grenzgänger in der Schweiz 
beschäftigt waren und während mindestens fünf 
voller Jahre, davon mindestens sechs Monate in 
den zwei Jahren unmittelbar vor dem Eintritt 
der Invalidität, Beiträge nach den schweize- 
rischen Rechtsvorschriften entrichtet haben. 

(2) Ordentliche Renten für Versicherte, die weniger als 
zur Hälfte invalid sind, sowie Hilflosenentschädigungen 
der schweizerischen Invalidenversicherung werden deut- 
schen Staatsangehörigen gewährt, wenn sie ihren Wohn- 
sitz in der Schweiz haben. 

Artikel 20 

Deutsche Staatsangehörige haben Anspruch auf außer- 
ordentliche Renten nach den schweizerischen Rechtsvor- 
schriften, wenn sie in der Schweiz Wohnsitz haben und 
dort unmittelbar vor dem Monat, von dem an die Rente 
verlangt wird, im Falle einer Altersrente zehn Jahre und 
im Falle einer Invalidenrente, einer Hinterlassenenrente 
oder der sie ablösenden Altersrenten fünf Jahre ununter- 
brochen gewohnt haben. 

ABSCHNITT III 

Unfallversicherung 

Artikel 21 

(1) Hat eine Person nach den Rechtsvorschriften der 
einen Vertragspartei auf Grund eines Arbeitsunfalles 
(Berufskrankheit) Anspruch auf Sachleistungen, so erhält 
sie vorbehaltlich des Artikels 25 Absatz 1 Buchstabe b 
die Sachleistungen auch, wenn sie während der Heil- 
behandlung mit vorheriger Zustimmung des zuständigen 
Trägers ihren Wohnort in das Gebiet der anderen Ver- 
tragspartei verlegt. Die Zustimmung zur Verlegung des 
Wohnortes ist zu erteilen, wenn keine ärztlichen Beden- 
ken dagegen geltend gemacht werden und die Person sich 
zu ihren Angehörigen begibt. Die Zustimmung kann nach- 
träglich erteilt werden, wenn diese Voraussetzungen 
erfüllt sind und die Person aus von ihr nicht zu vertreten- 
den Gründen die Zustimmung vorher nicht eingeholt hat. 

(2) Hat eine Person nach den Rechtsvorschriften der 
einen Vertragspartei wegen eines im Gebiet der anderen 
Vertragspartei eintretenden oder wegen eines früheren 
Arbeitsunfalles (Berufskrankheit) Anspruch auf Sach- 
leistungen, so erhält sie diese auch bei Aufenthalt im 
Gebiet der anderen Vertragspartei, wenn sie die Sach- 
leistungen dort benötigt. 

(3) Die Sachleistungen, die eine Person nach Absatz 1 
oder 2 zu erhalten hat, sind 

in der Bundesrepublik Deutschland 
von der für ihren Aufenthaltsort zuständigen All- 
gemeinen Ortskrankenkasse oder, wenn eine solche 
nicht besteht, von der für diesen Ort zuständigen 
Landkrankenkasse, 
in der Schweiz 

von der Schweizerischen Unfallversicherungsanstalt 


nach den für den Träger des Aufenthaltsortes geltenden 
Rechtsvorschriften zu gewähren, als wäre die Person bei 
diesem Träger versichert. 

(4) Körperersatzstücke und andere Sachleistungen von 
erheblicher Bedeutung sind, wenn der Fall nicht dringlich 
ist, nur mit vorheriger Zustimmung des zuständigen Trä- 
gers zu gewähren. 

Artikel 22 

Die Geldleistungen, die eine Person nach den Rechts- 
vorschriften einer Vertragspartei zu erhalten hat, werden 
mit Ausnahme von Rente, Sterbegeld und Pflegegeld in 
den Fällen des Artikels 21 Absatz 1 oder 2 

in der Bundesrepublik Deutschland 

von der für ihren Aufenthaltsort zuständigen Allgemei- 
nen Ortskrankenkasse oder, wenn eine solche nicht 
besteht, von der für diesen Ort zuständigen Landkran- 
kenkasse, 

in der Schweiz 

von der Schweizerischen Unfallversicherungsanstalt 

auf Ersuchen des zuständigen Trägers nach den für ihn 
geltenden Rechtsvorschriften gezahlt. Der zuständige Trä- 
ger teilt in seinem Ersuchen den Betrag und die Höchst- 
dauer dieser Geldleistungen mit. 


Artikel 23 

(1) Der zuständige Träger erstattet dem Träger des 
Aufenthaltsorts die nach Artikel 21 und 22 aufgewende- 
ten Beträge mit Ausnahme der Verwaltungskosten. 

(2) Die zuständigen Behörden können auf Antrag der 
beteiligten Träger vereinbaren, daß die aufgewendeten 
Beträge in allen Fällen oder in bestimmten Gruppen von 
Fällen durch Pauschalbeträge erstattet werden oder daß 
auf die Erstattung verzichtet wird. 


Artikel 24 

(1) Für den Leistungsanspruch und für den Grad der 
Minderung der Erwerbsfähigkeit auf Grund eines Arbeits- 
unfalles (Berufskrankheit) nach den Rechtsvorschriften der 
einen Vertragspartei werden die Unfälle (Krankheiten) 
berücksichtigt, die nach den Rechtsvorschriften der ande- 
ren Vertragspartei als Arbeitsunfälle (Berufskrankheiten) 
gelten. Den zu berücksichtigenden Unfällen stehen Schädi- 
gungen nach den Vorschriften über die Versorgung der 
Kriegsopfer gleich. 

(2) Für die Geldleistungen, die nach dem Grad der 
Minderung der Erwerbsfähigkeit berechnet werden, gilt 
folgendes: 

a) für den ersten Arbeitsunfall (Berufskrankheit) 
werden die Geldleistungen weitergewährt. Be- 
steht ein Anspruch nur bei Anwendung des Ab- 
satzes 1, so gewährt der Träger die Geldleistun- 
gen nach dem Grad der Minderung der Erwerbs- 
fähigkeit auf Grund dieses Arbeitsanfalles (Be- 
rufskrankheit) f 

b) für einen weiteren Arbeitsunfall (Berufskrank- 
heit) gewährt der zuständige Träger nur den 
Unterschied zwischen den Geldleistungen, die 
bei Berücksichtigung der vor dem weiteren Ar- 
beitsunfall (Berufskrankheit) festgesteliten Min- 
derung, und denjenigen, die bei Berücksichtigung 
der auf Grund des weiteren Arbeitsunfalles 
(Berufskrankheit) nach Absatz 1 festgestellten 
Gesamtminderung der Erwerbsfähigkeit nach 
den für diesen Träger geltenden Rechtsvorschrif- 
ten zu gewähren wären. 
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Artikel 25 

(1) Für den Leistungsanspruch auf Grund einer Berufs- 
krankheit werden von den Trägern der Vertragsparteien 
die Beschäftigungen berücksichtigt, die eine Person im 
Gebiet der Vertragsparteien ausgeübt hat und die ihrer 
Art nach geeignet waren, diese Krankheit zu verursachen. 
Dabei gilt folgendes: 

a) Jeder Träger entscheidet, ob nach den für ihn 
geltenden Rechtsvorschriften die Voraussetzun- 
gen für den Leistungsanspruch erfüllt sind; 

b) besteht nach den Rechtsvorschriften beider Ver- 
tragsparteien ein Lcistungsanspruch, so v/erden 
die Sachleistungen und die Geldleistungen mit 
Ausnahme der Rente nur nach den Rechtsvor- 
schriften der Vertragspartei gewährt, in deren 
Gebiet die Person wohnt; 

c) besteht nach den Rechtsvorschriften beider Ver- 
tragsparteien ein Anspruch auf Rente, so ge- 
währt jeder Träger nur den Teil, der dem Ver- 
hältnis der Dauer der im Gebiet der eigenen 
Vertragspartei ausgeübten zur Dauer der nach 
Satz 1 zu berücksichtigenden Beschäftigungen 
entspricht; 

d) Buchstabe c gilt auch für die Neuberechnung der 
Rente auf Grund einer Verschlimmerung der 
Berufskrankheit. 

(2) Absatz 1 Buchstaben a und c gilt auch für die Ge- 
währung der Hinterbliebenenrente. 

(3) Sind die Voraussetzungen für die Gewährung der 
Rente erfüllt, so gewährt der Träger der Vertragspartei, 
in deren Gebiet die Person wohnt, vor der Feststellung 
der Rente Vorschüsse. 

Artikel 26 

Für die Abfindung einer Rente gilt der Wohnort im 
Gebiet der anderen Vertragspartei nicht als Wohnort im 
Ausland. 

ABSCHNITT IV 

Familienzulagen 

Artikel 27 

(1) Eine Person, die im Gebiet der einen Vertragspartei 
erwerbstätig ist, hat für Kinder, die im Gebiet der anderen 
Vertragspartei wohnen, Anspruch auf Familienzulagen, 
als ob die Kinder im Gebiet der ersten Vertragspartei 
wohnten. 

(2) Eine Person, für die während eines Kalendermonates 
nacheinander die Rechtsvorschriften der einen und der 
anderen Vertragspartei gelten, hat für den ganzen Monat 
nur Anspruch auf Familienzulagen nach den Rechtsvor- 
schriften der zweiten Vertragspartei. 

(3) Besteht nach den Rechtsvorschriften beider Ver- 
tragsparteien für denselben Zeitraum Anspruch auf 
Familienzulagen für dasselbe Kind, so gelten, wenn der 
Vater ausschließlich im Gebiet der einen Vertragspartei 
erwerbstätig ist, die Rechtsvorschriften dieser Vertrags- 
partei, andernfalls die Rechtsvorschriften der Vertrags- 
partei, in deren Gebiet das Kind wohnt. In diesem Fall 
werden Familienzulagen nach den Rechtsvorschriften der 
anderen Vertragspartei nicht gewährt. 

ABSCHNITT V 

Verschiedenes 

Artikel 28 

Artikel 4 gilt bei Anwendung der deutschen Rechtsvor- 
schriften, nach denen auf Grund von Arbeitsunfällen (Be- 
rufskrankheiten), die außerhalb des Gebiets der Bundes- 


republik Deutschland eingetreten sind, und auf Grund von 
Zeiten, die außerhalb dieses Gebiets zurückgclcgt sind, 
Renten nur bei besonderen Voraussetzungen gezahlt 
werden, für schweizerische Staatsangehörige, solange sie 
im Gebiet einer Vertragspartei wohnen. 

Artikel 29 

Artikel 4 gilt nicht für die Rechtsvorschriften der Ver- 
tragsparteien über Wählbarkeit der Versicherten und der 
Arbeitgeber zu den Organen der Träger und der Ver- 
bände sowie über die Berufung der ehrenamtlichen Bei- 
sitzer in der Sozialgerichtsbarkeit. 

ABSCFINITT VI 

Verfahren 

Artikel 30 

Die Behörden, Gerichte und Träger der Vertragspar- 
teien leisten sich bei Anwendung dieses Abkommens die 
gleiche Hilfe wie den innerstaatlichen Behörden, Gerich- 
ten und Trägern der Sozialen Sicherheit. Die Hilfe ist mit 
Ausnahme von Untersuchungen kostenlos. Die Kosten für 
Untersuchung und für Unterbringung zur Beobachtung 
einschließlich der Nebenkosten und Reisekosten werden 
von der ersuchenden Stelle erstattet. 


Artikel 31 

(1) Sind Urkunden oder sonstige Schriftstücke, die bei 
einer Behörde, einem Gericht oder einem Träger der 
einen Vertragspartei vorzulegen sind, ganz oder teil- 
weise von Steuern oder Gebühren befreit, so erstreckt 
sich diese Befreiung auch auf die Urkunden oder sonsti- 
gen Schriftstücke, die bei Anwendung dieses Abkommens 
einer Behörde, einem Gericht oder einem Träger der an- 
deren Vertragspartei vorzulegen sind. 

(2) Urkunden, die bei Anwendung dieses Abkommens 
einer Behörde, einem Gericht oder einem Träger der 
einen Vertragspartei vorzulegcn sind, bedürfen zur Ver- 
wendung gegenüber Stellen der anderen Vertragspartei 
keiner Legalisation, wenn sie mit dem Dicnststempel oder 
Dienstsiegel der Stelle versehen sind, die die Schrift- 
stücke ausgestellt hat. 

Artikel 32 

(1) Die Behörden, Gerichte und Träger der Vertrags- 
parteien können bei Anwendung dieses Abkommens, vor- 
behaltlich des Artikels 35 Absatz 2, unmittelbar mitein- 
ander und mit den beteiligten Personen und ihren Ver- 
tretern in ihren Amtssprachen verkehren. Die innerstaat- 
lichen Rechtsvorschriften über die Zuziehung von Dol- 
metschern bleiben unberührt. 

(2) Die Behörden, Gerichte und Träger der einen Ver- 
tragspartei dürfen Eingaben oder sonstige Schriftstücke 
nicht zurückweisen, weil sie in einer Amtssprache der 
anderen Vertragspartei abgefaßt sind. 

Artikel 33 

(1) Anträge, Erklärungen und Rechtsbehelfe, die nach 
den Rechtsvorschriften der einen Vertragspartei bei einer 
Behörde, einem Gericht, einem Träger oder einer ande- 
ren Stelle einzurcichen sind, gelten als bei der zuständi- 
gen Stelle eingereicht, wenn sie bei einer entsprechen- 
den Stelle der anderen Vertragspartei eingereicht werden? 
der Tag, an dem die Anträge, Erklärungen und Rechts- 
bcliclfe bei dieser Stelle eingehen, gilt als Tag des Ein- 
gangs bei der zuständigen Stelle. 
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(2) Die Anträge, Erklärungen und Rechtsbehelfe werden 
von der Stelle, bei der sie eingereicht worden sind, un- 
verzüglich an die zuständige Stelle der anderen Vertrags- 
partei weitergeleitet. 

Artikel 34 

Bescheide eines Trägers der einen Vertragspartei kön- 
nen einer Person, die sich im Gebiet der anderen Ver- 
tragspartei aufhält, unmittelbar durch Einschreibebrief 
zugestellt werden. 

Artikel 35 

(1) Die zuständigen Behörden unterrichten sich über die 
zur Anwendung dieses Abkommens getroffenen Maßnah- 
men und die Änderungen und Ergänzungen ihrer inner- 
staatlichen Rechtsvorschriften, die seine Anwendung be- 
rühren. Sie können unmittelbar die zur Anwendung die- 
ses Abkommens notwendigen Verwaltungsmaßnahmen in 
einer Vereinbarung regeln. 

(2) Um die Durchführung dieses Abkommens, insbeson- 
dere den Verkehr der Träger untereinander, zu erleich- 
tern, werden folgende Verbindungsstellen eingerichtet: 

In der Bundesrepublik Deutschland 

für die Rentenversicherung der Arbeiter 
die Landesversicherungsanstalt Baden, Karlsruhe, 
für die Rentenversicherung der Angestellten 
die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte, 
Berlin, 

für die knappschaftliche Rentenversicherung 
die Ruhrknappschaft, Bochum, 

für die im Saarland bestehende hüttenknappschaft- 
liche Pensionsversicherung 

die Landesversicherungsanstalt für das Saarland, 
Saarbrücken, 

für die Unfallversicherung 

der Hauptverband der gewerblichen Berufsgenos- 
senschaften e. V,, Bonn, 

für die Familienzulagen 

die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung, Nürnberg: 

in der Schweiz 

für die Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenver- 
sicherung 

die Schweizerische Ausgleichskasse, Genf, 
für die Unfallversicherung 
die Schweizerische Unfallversicherungsanstalt, 
Luzern, 

für die Familienzulagen 

das Bundesamt für Sozialversicherung, Bern. 

(3) Die deutschen Verbindungsstellen für die Renten- 
versicherungen der Arbeiter und Angestellten sowie für 
die knappschaftliche Rentenversicherung sind auch für 
die Gewährung der Leistung zuständig, wenn ein An- 
spruch nach Abschnitt II geltend gemacht wird, soweit 
nicht die Bundesbahn-Versicherungsanstalt oder die See- 
kasse zuständig ist. 

A r t i k e 1 36 

Die Geldleistungen können von einem Träger der einen 
Vertragspartei an eine Person, die im Gebiet der anderen 
Vertragspartei wohnt, in der Währung dieser Vertrags- 
partei mit befreiender Wirkung gezahlt werden. Im Ver- 
hältnis zwischen dem Träger und dem Berechtigten ist für 
die Umrechnung der Kurs des Tages maßgebend, der bei 
der Übermittlung der Geldleistung zugrunde gelegt wor- 
den ist. 


Artikel 37 

Die Geldleistungen, die einer Person nach den Rechts- 
vorschriften der einen Vertragspartei zustehen, werden 
nach Maßgabe der am Sitz des Versicherungsträgers gel- 
tenden Regelungen auch an Fürsorgeträger der anderen 
Vertragspartei gezahlt. 

Artikel 38 

Hat ein Träger der einen Vertragspartei einen Vor- 
schuß gezahlt, so kann auf sein Ersuchen der zuständige 
Träger der anderen Vertragspartei nach Maßgabe der für 
ihn geltenden Rechtsvorschriften den Vorschuß mit einer 
entsprechenden Nachzahlung oder laufenden Zahlung ver- 
rechnen. 

Artikel 39 

(1) Hat eine Person, der nach den Rechtsvorschriften 
der einen Vertragspartei Leistungen für einen Schaden 
zustehen, der im Gebiet der anderen Vertragspartei ein- 
getreten ist, nach deren Rechtsvorschriften gegen einen 
Dritten Anspruch auf Ersatz des Schadens, so geht der 
Ersatzanspruch auf den leistungspflichtigen Träger der 
ersten Vertragspartei nach den für ihn geltenden Rechts- 
vorschriften über; die zweite Vertragspartei erkennt die- 
sen Übergang an. Voraussetzung ist, daß auch die für den 
gleichen Versicherungszweig geltenden Rechtsvorschriften 
der zweiten Vertragspartei den Übergang des Ersatzan- 
spruchs vorsehen. 

(2) Haben Träger beider Vertragsparteien in Anwen- 
dung des Absatzes 1 wegen Leistungen auf Grund des- 
selben Schadensfalles Ersatzanspruch, so sind sie Gesamt- 
gläubiger. Im Innenverhältnis sind sie anteilig im Ver- 
hältnis der von ihnen zu erbringenden Leistungen aus- 
gleichspflichtig. 

Artikel 40 

(1) Streitigkeiten über die Auslegung oder Anwendung 
dieses Abkommens sollen, soweit möglich, durch die zu- 
ständigen Behörden der Vertragsparteien beigelegt wer- 
den. 

(2) Kann eine Streitigkeit auf diese Weise nicht beige- 
legt werden, so wird sie auf Verlangen einer Vertrags- 
partei einem Schiedsgericht unterbreitet. 

(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall gebildet, 
indem jede Vertragspartei ein Mitglied bestellt und beide 
Mitglieder sich auf den Angehörigen eines dritten Staa- 
tes als Obmann einigen, der von den Regierungen beider 
Vertragsparteien bestellt wird. Die Mitglieder werden 
innerhalb von zwei Monaten, der Obmann innerhalb von 
drei Monaten bestellt, nachdem die eine Vertragspartei 
der anderen mitgeteilt hat, daß sie die Streitigkeit einem 
Schiedsgericht unterbreiten will. 

(4) Werden die in Absatz 3 genannten Fristen nicht 
eingehalten, so kann jede Vertragspartei den Präsidenten 
des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte bitten, 
die erforderlichen Ernennungen vorzunehmen. Ist der 
Präsident Staatsangehöriger einer Vertragspartei oder ist 
er verhindert, so soll der Vizepräsident die Ernennungen 
vornehmen. Ist auch der Vizepräsident Staatsangehöriger 
einer Vertragspartei oder ist auch er verhindert, so soll 
das im Rang nächstfolgende Mitglied des Gerichtshofes, 
das nicht Staatsangehöriger einer Vertragspartei ist, die 
Ernennungen vornehmen. 

(5) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehr- 
heit. Seine Entscheidungen sind bindend. Jede Vertrags- 
partei trägt die Kosten ihres Mitglieds sowie ihrer Ver- 
tretung in dem Verfahren vor dem Schiedsgericht; die 
Kosten des Obmanns sowie die sonstigen Kosten v/erden 
von den Vertragsparteien zu gleichen Teilen getragen. 
Das Schiedsgericht kann eine andere Kostenregelung tref- 
fen. Im übrigen regelt das Schiedsgericht sein Verfahren 
selbst. 
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ABSCHNITT VII 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

Artikel 41 

(1) Dieses Abkommen gilt auch für die vor seinem In- 
krafttreten eingetretenen Versichermigsfälle. Es gilt fer- 
ner für die vor seinem Inkrafttreten zurückgelegten Bei- 
lragszeiten, ihnen gleichgestellten Zeiten und Wohnzei- 
ten. 

(2) Zeiten, für die nach Artikel 6 Absatz 5 des in Arti- 
kel 49 genannten Abkommens vom 24. Oktober 1950 Bei- 
träge überwiesen wurden, stehen den auf Grund einer 
versicherungspflichtigen Beschäftigung nach den deutschen 
Rechtsvorschriften zurückgelegten Beitragszeiten gleich. 

(3) Absatz 1 begründet keinen Anspruch auf Leistungen 
für Zeiten vor Inkrafttreten dieses Abkommens. Er gilt 
nicht für einmalige Leistungen und für Ansprüche, die 
durch Abfindung oder Beitragserstattung erloschen sind. 

Artikel 42 

(1) Renten der schweizerischen Invalidenversicherung 
sowie Renten der schweizerischen Alters- und Hinterlas- 
senenversicherung, die an deren Stelle treten, werden 
auch für die Zeit vor Inkrafttreten dieses Abkommens, 
frühestens vom 1. Januar 1960 an gewährt. 

(2) Ordentliche Renten der schweizerischen Alters- und 
Hinterlassenenversicherung werden nach diesem Abkom- 
men nur gewährt, wenn der Versicherungsfall nach dem 
31. Dezember 1959 eingetreten ist und die Beiträge nicht 
nach Artikel 6 Absatz 5 des in Artikel 49 genannter Ab- 
kommens vom 24. Oktober 1950 überwiesen oder erstattet 
worden sind. Der Anspruch deutscher Staatsangehöriger 
aus früher eingetretenen Versicherungsfällen richtet sich 
weiterhin nach Artikel 6 des erwähnten Abkommens. 

(3) Renten der deutschen Rentenversicherung, die nach 
Artikel 28 zustehen, werden auch für die Zeit vor Inkraft- 
treten dieses Abkommens, frühestens vom 1. Januar 1959 
an gewährt. 

(4) Geldleistungen der deutschen Rentenversicherung 
werden schweizerischen Staatsangehörigen nach diesem 
Abkommen nur gewährt, wenn der Versicherungsfall nach 
dem 31. Dezember 1959 eingetreten ist und die Beiträge 
nicht nach Artikel 7 Absatz 5 des in Artikel 49 genannten 
Abkommens vom 24. Oktober 1950 überwiesen worden 
sind. Der Anspruch dieser Personen richtet sich weiterhin 
nach Artikel 7 des erwähnten Abkommens. 

Artikel 43 

Dieses Abkommen steht der Fortsetzung einer vor sei- 
nem Inkrafttreten begonnenen Weiterversicherung in der 
deutschen Rentenversicherung nicht entgegen. Beiträge 
zur Weiterversicherung in der deutschen Rentenversiche- 
rung, die für Zeiten entrichtet wurden oder werden, wäh- 
rend derer die Versicherung in der schweizerischen Al- 
ters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung bestand 
oder besteht, gelten als Beiträge zur Höherversicherung. 

Artikel 44 

(1) Für einen vor dem Tage des Inkrafttretens dieses 
Abkommens eingetretenen Versicherungsfall werden Ren- 


ten für die Zeit von diesem Tage an, in den Fällen des 
Artikels 42 Absätze 1 und 3 von den dort genannten Ta- 
gen an, auf Antrag gewährt oder neu festgestellt. Eines 
Antrages bedarf es nicht, wenn die Renten nach den 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften von Amts wegen fest- 
zustellen sind. 

(2) Eine Rente wird in Höhe des am Tage vor Inkraft- 
treten dieses Abkommens zustehenden Betrages festge- 
stellt, wenn die Neufeststellung nach Absatz 1 zu keinem 
oder einem niedrigeren Zahlbetrag führen würde. 

(3) Die Anmelde- und Verjährungsfristen für Geldlei- 
stungen nach den Rechtsvorschriften der Vertragsparteien 
beginnen frühestens vom Inkrafttreten dieses Abkommens 
an zu laufen. 

Artikel 45 

Das beiliegende Schlußprotokoll ist Bestandteil dieses 
Abkommens. 

Artikel 46 

Dieses Abkommen gilt auch für das Land Berlin, sofern 
nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland ge- 
genüber dem Schweizerischen Bundesrat innerhalb von 
drei Monaten nach Inkrafttreten des Abkommens eine 
gegenteilige Erklärung abgibt. 

Artikel 47 

(1) Dieses Abkommen wird für die Dauer eines Jahres, 
gerechnet vom Tage seines Inkrafttretens an, geschlos- 
sen; es gilt jeweils für ein weiteres Jahr, wenn es nicht 
von einer Vertragspartei spätestens drei Monate vor Ab- 
lauf der Jahresfrist schriftlich gekündigt wird. 

(2) Tritt das Abkommen infolge Kündigung außer 
Kraft, so gelten seine Bestimmungen für die bis dahin 
erworbenen Leistungsansprüche weiter; einschränkende 
Rechtsvorschriften über den Ausschluß eines Anspruches 
oder das Ruhen oder die Entziehung von Leistungen we- 
gen des Aufenthaltes im Ausland bleiben für diese An- 
sprüche unberücksichtigt. 

Artikel 48 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation; die Rati- 
fikationsurkunden werden so bald wie möglich in Bern 
ausgetauscht. 

(2) Dieses Abkommen tritt am ersten Tage des zweiten 
Monats nach Ablauf des Monats in Kraft, in dem die Rati- 
likationsurkunden ausgetauscht werden. 

Artikel 49 

(1) Mit Inkrafttreten dieses Abkommens tritt, vorbe- 
haltlich Artikel 42 dieses Abkommens, das Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Schwei- 
zerischen Eidgenossenschaft über Sozialversicherung vom 
24. Oktober 1950 außer Kraft. 

(2) Das Zusatzabkommen vom 24. Dezember 1962 zu 
dem Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über 
Sozialversicherung vom 24. Oktober 1950 ist Bestandteil 
dieses Abkommens. 


ZU URKUND DESSEN haben die Bevollmächtigten dieses Abkommen unter- 
zeichnet und mit ihren Siegeln versehen. 

GESCHEHEN zu Freiburg im Breisgau am 25. Februar 1964 in zwei Urschriften. 

Für die Für die 

Bundesrepublik Deutschland: Schweizerische Eidgenossenschaft: 

G. vonHaeften Saxer 
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Schlußprotokoll 
zum Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
über Soziale Sicherheit 

Bei der Unterzeichnung des heute zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft abgeschlossenen Abkommens über 
Soziale Sicherheit — im folgenden Abkommen genannt — erklären die Unter- 
zeichneten Bevollmächtigten, daß Einverständnis über folgendes besteht: 


1. Zur Rentenversicherung der Arbeiter im Sinne des 
Artikels 2 Nummer 1 Buchstabe a des Abkommens 
gehört auch die Rentenversicherung der Handwerker. 

2. Das Abkommen bezieht sich nicht auf die schweizeri- 
schen Rechtsvorschriften über die freiwillige Versiche- 
rung der im Ausland niedergelassenen Schweizerbür- 
ger. 

3. Das Abkommen bezieht sich mit Ausnahme seines 
Artikels 10 auch auf die schweizerischen Rechtsvor- 
schriften über die Nichtbetriebsunfallversicherung. 

Die Kosten für Sachleistungen, die durch Nichtbe- 
triebsunfälle verursacht werden, werden zwischen der 
Schweizerischen Unfallversicherungsanstalt und der 
deutschen gesetzlichen Krankenkasse oder dem deut- 
schen Träger der Unfallversicherung im Verhältnis 
ihrer innerstaatlichen Leistungspflicht geteilt, wenn 
der Berechtigte Anspruch auf Sachleistungen gegen 
beide Träger hat. Ist der Unfall auf dem Weg von 
oder zu der Arbeitsstätte eingetreten und ist eine 
deutsche gesetzliche Krankenkasse leistungspflichtig, 
so trägt die Schweizerische Unfallversicherungsanstalt 
diese Kosten allein. 

4. Das Abkommen berührt das Abkommen über die 
Soziale Sicherheit der Rheinschiffer in seiner jeweili- 
gen Fassung nicht. 

5. Das Abkommen gilt auch für Flüchtlinge im Sinne des 
Abkommens über die Rechtsstellung der Flüchtlinge 
vom 28. Juli 1951, die im Gebiet einer Vertragspartei 
wohnen. Es gilt unter derselben Voraussetzung auch 
für ihre Angehörigen und Hinterbliebenen, soweit sie 
ihre Rechte von diesen Flüchtlingen ableiten. Günsti- 
gere innerstaatliche Rechtsvorschriften bleiben unbe- 
rührt. 

6. Artikel 4 des Abkommens gilt nicht für Renten, die 
deutsche Versicheiungsträger nach ihrem Ermessen 
zahlen können. 

7. Artikel 4 des Abkommens gilt nicht für die schweize- 
rischen Rechtsvorschriften über die Alters-, Hinterlas- 
senen- und Invalidenversicherung von Schweizerbür- 
gern, die außerhalb des Gebiets der Vertragsparteien 
für einen Arbeitgeber in der Schweiz tätig sind und 
von diesem entlöhnt werden, sowie über die Fürsorge- 
leistungen für die im Ausland wohnhaften invaliden 
Schweizerbürger. 

8. Die Artikel 6, 7 und 9 des Abkommens gelten ent- 
sprechend für die nach den deutschen Rechtsvorschrif- 
ten in bezug auf die Versicherungspflicht den Arbeit- 
nehmern Gleichgestellten. 

9. Die Frist nach Artikel 8 Absätze 2 und 3 des Abkom- 
mens beginnt mit dem Tage seines Inkrafttretens, 
wenn die Person an diesem Tage bereits beschäftigt 
oder endgültig angestellt ist. 

10, Die Artikel 12 und 13 des Abkommens gelten entspre- 
chend für die nach den schweizerischen Rechtsvor- 
schriften zurückgelegten Zeiten, während derer eine 


selbständige Tätigkeit ausgeübt wurde, die versiche- 
rungspflichtig wäre, wenn die deutschen Rechtsvor- 
schriften für sie gälten. 

11. Die Wohndauer im Sinne des Artikels 20 des Abkom- 
mens gilt als nicht unterbrochen, wenn die Schweiz 
während eines Kalenderjahres nicht länger als drei 
Monate verlassen wurde. Zeiten der Befreiung von 
der Versicherung in der schweizerischen Alters-, Hin- 
terlassenen- und Invalidenversicherung werden auf 
die Wohndauer nicht angerechnet. 

12. Wohnen die Kinder einer Person, die im Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland erwerbstätig ist, in einem 
Kanton der Schweiz, nach dessen gesetzlichen Vor- 
schriften ein Anspruch auf Kinderzulagen für in der 
Bundesrepublik Deutschland wohnende Kinder deut- 
scher Staatsangehöriger nicht besteht, so wird für die 
Kinder dieser Person kein Kindergeld nach den deut- 
schen Rechtsvorschriften gewährt; dies gilt nicht für 
Kinder einer Person, die in einem Wirtschaftszweig 
erwerbstätig ist, für den am Wohnort der Kinder 
Regelungen gelten, nach denen Kinderzulagen auch 
gewährt werden, wenn die Kinder in der Bundesrepu- 
blik Deutschland wohnen. 

13. Wo die in Artikel 39 Absatz 1 Satz 2 des Abkommens 
erwähnte Gegenseitigkeit nicht besteht, bleibt die 
Frage des Übergangs und der Anerkennung des Er- 
satzanspruches sowie des Verhältnisses unter den be- 
teiligten Gläubigern offen. 

14. Der Übertritt von der Krankenversicherung der einen 
in die Krankenversicherung der anderen Vertragspar- 
tei wird wie folgt erleichtert: 

a) Scheidet ein Staatsangehöriger einer Vertragspar- 
tei, der in der Schweiz wohnt oder dorthin von 
der Bundesrepublik Deutschland seinen Wohnort 
verlegt, aus der deutschen gesetzlichen Kranken- 
versicherung aus, so wird er ungeachtet seines Al- 
ters und seines Gesundheitszustandes in eine der 
anerkannten Krankenkassen, die von der zuständi- 
gen schweizerischen Behörde bezeichnet werden, 
aufgenommen und für Krankengeld und Kranken- 
pflege versichert, sofern er 

die übrigen statutarischen Aufnahmebedingun- 
gen erfüllt, 

unmittelbar vor der Übersiedlung bei einem 
Träger der deutschen gesetzlichen Krankenver- 
sicherung versichert war, 

sich innerhalb von drei Monaten seit seinem 
Ausscheiden aus dieser Versicherung um die 
Aufnahme bewirbt und 

nicht ausschließlich zu Kur- und Heilzwecken 
übersiedelt. 

Das Recht zur Aufnahme in eine anerkannte Kran- 
kenkasse steht bezüglich der Krankenpflegever- 
sicherung auch der Ehefrau und den Kindern unter 
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20 Jahren eines Staatsangehörigen einer Ver- 
tragspartei zu, der die vorerwähnten Bedingungen 
erfüllt. 

Für den Erwerb des Leistungsanspruchs gemäß den 
Statuten der Krankenkasse werden, außer für die 
Leistungen im Falle der Mutterschaft, die in der 
deutschen gesetzlichen Krankenversicherung zu- 
rückgelegten Versicherungszeiten berücksichtigt. 
Von den bei der Aufnahme bereits eingetretenen 
Krankheiten sind nur Kriegsleiden von der Ver- 
sicherung ausgeschlossen. 

b) Scheidet ein Staatsangehöriger einer Vertragspar- 
tei aus der Versicherung bei einer schweizerischen 
anerkannten Krankenkasse aus, so werden für das 
Recht auf freiwillige Weiterversicherung und für 


die Versicherung der Rentner in der deutschen ge- 
setzlichen Krankenversicherung die in der schwei- 
zerischen Krankcnpllegeversicherung zurückgeleg- 
ten Versicherungszeiten so berücksichtigt, als hätte 
während dieser Zeiten Versiclierungspflicht in der 
deutschen gesetzlichen Krankenversicherung be- 
standen. Dies gilt nicht für den Erwerb des Lei- 
stungsanspruchs im Falle der Mutterschaft. 

Die Versicherung wird bei der für den Wohnort 
zuständigen gesetzlichen Krankenkasse oder, wenn 
kein Wohnort im Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland besteht, bei der für den Beschäfti- 
gungsort zuständigen gesetzlichen Krankenkasse 
durchgeführt. 


GESCHEHEN zu Freiburg im Breisgau am 25. Februar 1964 in zwei LFrschriften. 

Für die Für die 

Bundesrepublik Deutschland; Schweizerische Eidgenossenschaft: 

G. von Haeften Saxer 
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Zusatzabkommen 
über Sozialversicherung 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft 


DIE REGIERUNG 

DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
und 

DER SCHWEIZERISCHE BUNDESRAT 

VOM WUNSCHE GELEITET, die gegenseitigen Bezie- 
hungen auf dem Gebiete der Sozialversicherung zu er- 
weitern, sind übereingekommen, das von den beiden 
Staaten am 24. Oktober 1950 Unterzeichnete Abkommen 
über Sozialversicherung durch Bestimmungen über die 
außerordentlichen Renten gemäß der schweizerischen 
Gesetzgebung über die Alters- und Hinterlassenenver- 
sicherung zu ergänzen und haben zu diesem Zwecke 
folgendes vereinbart: 

Artikel 1 

1. In der Schweiz wohnhafte deutsdie Staatsangehörige 
haben unter den gleichen Voraussetzungen wie Schwei- 
zerbürger Anspruch auf die außerordentlichen’ Renten der 
schweizerischen Alters- und Hinterlassenenversicherung, 
wenn sie sich unmittelbar vor dem Zeitpunkt, von 
welchem an die Rente verlangt wird, im Falle einer 
Altersrente ununterbrochen während mindestens zehn 
voller Jahre und im Falle einer Hinterlassenenrente oder 
einer sie ablösenden Altersrente ununterbrochen wäh- 
rend mindestens fünf voller Jahre in der Schweiz auf- 
gehalten haben und wenn sie folgendem Personenkreis 
angchören: 


a) den vor dem l.Juli 1883 geborenen Personen und 
ihren Hinterlassenen; 

b) den vor dem 1. Dezember 1948 verwitweten Frauen 
und verwaisten Kindern. 

2. Renten gemäß Absatz 1, auf die ein Anspruch für 
den Monat des Inkrafttretens dieses Abkommens be- 
steht, werden rückwirkend, frühestens jedoch vom 1. Ja- 
nuar 1961 an gewährt. 

3. Deutsche Staatsangehörige im Sinne dieses Zusatz- 
abkommens sind Deutsche im Sinne des Grundgesetzes 
für die Bundesrepublik Deutschland. 


Artikel 2 

Das Zusatzabkommen tritt einen Monat nach dem 
Tage in Kraft, an dem der Schweizerische Bundesrat der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland mitteilt, daß 
die innerstaatlichen Voraussetzungen hierfür erfüllt sind. 


SO GESCHEHEN in Bern am 24. Dezember 1962 in 
doppelter Urschrift. 

ZU URKUND DESSEN haben die hierfür gehörig be- 
vollmächtigten Unterzeichneten dieses Zusatzabkommen 
mit ihren Unterschriften und Siegeln versehen, 


Für die Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland 
E. G. M o h r 


Für den 

Sch we i z e ri sehe n Bundes ra t 
S a X e r 
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Denkschrift 


I. 

ALLGEMEINES 

Als erstes Sozialversicherungsabkommen hat die 
Bundesrepublik Deutschland am 24. Oktober 1950 
das deutsch-schweizerische Abkommen über Sozial- 
versicherung nebst Schlußprotokoii geschlossen 
(Bundesgesetzbi. 1951 II S. 145). Das Abkommen hat 
sich bewährt. Der Abschluß eines neuen Abkom- 
mens erwies sich jedoch insbesondere deshalb als 
notwendig, weil inzwischen auf deutscher Seite die 
gesetzlichen Rentenversicherungen und die gesetz- 
liche Unfallversicherung sowie das Fremdrenten- 
und Auslandsrentenrocht neu geregelt wurden und 
weil in der Schweiz am 1. Januar 1960 als neuer 
Versicherungszweig die Invalidenversicherung ein- 
geführt wurde. 

IL 

BESONDERES 

1. Das Abkommen regelt auf der Grundlage der 
Gegenseitigkeit die Beziehungen zwischen beiden 
Staaten auf bestimmten Gebieten der Sozialen 
Sicherheit. Es bezieht sich in der Bundesrepublik 
Deutschland auf die gesetzlichen Rentenversiche- 
rungen, die Altershiife für Landwirte, die gesetz- 
liche Unfallversicherung und das Kindergeld, 
in der Schweiz auf die Alters- und Hinteria.sse- 
nenversicherung, die Invalidenversicherung, die 
staatliche obligatorische Unfallversicherung und 
die bundesgesetziichen Familienzulagen. Ebenso 
wie das Abkommen von 1950 bezieht sich auch 
das vorliegende Abkommen nicht auf die gesetz- 
liche Krankenversicherung, weil sich insoweit die 
Sach- und Rechtslage auf schweizerischer Seite 
inzwischen nicht geändert hat. Die schweizerische 
Bundesverfassung sieht wohl die Einführung der 
Krankenversicherung durch den Bund vor. Dieser 
verzichtete jedoch auf die Ausübung dieser Be- 
fugnis und ermächtigt die Kantone mit dem 
Recht, die Ermächtigung auf die Gemeinden wei- 
ter zu übertragen, die Krankenversicherung all- 
gemein oder für einzelne Bevölkerungsklassen 
zur Pflicht zu machen. Die Kantone und Gemein- 
den haben von der Ermächtigung, wenn über- 
haupt, dann in verschiedener Weise Gebrauch 
gemacht. Schweizerischerseits wird keine Mög- 
lichkeit dafür gesehen, im Bereich der gesetz- 
lichen Krankenversicherung völkerrechtliche Ver- 
pflichtungen einzugehen, die die Kantone und 
Gemeinden binden würden. Die von der Schweiz 
geschlossenen zwischenstaatlichen Sozialversiche- 
rungsabkommen erstrecken sich daher durchweg 
— abgesehen von der Regelung der Freizügigkeit 
(vgl. Nr. 14 des Schlußprotokolls) — ausnahmslos 
nicht auf die Krankenversicherung. 

2. Zu Abschnitt I — Allgemeines 

Artikel 1 enthält einige notwendige Begriffs- 
umschreibungen. 

Artikel 2 regelt den sachlichen, 


Artikel 3 den persönlichen Geltungsbereich des 
Abkommens. 

Artikel 4 enthält den Grundsatz der Gleich- 
behandlung. 

Danach stehen die Angehörigen des anderen Ver- 
tragsstaates den eigenen Staatsangehörigen im 
Inland, im anderen Vertragsstaat und außerhalb 
der Gebiete der Vertragsstaaten gleich. Die Arti- 
kel 5 bis 9 enthalten die üblichen Vorschriften 
darüber, ob im Einzelfall deutsches oder schwei- 
zerisches Recht gilt. Nach Artikel 10 sollen inner- 
staatliche Vorschriften über Beschränkungen von 
Ansprüchen wegen des Vorliegens anderer Tat- 
bestände auch dann gelten, wenn diese nach dem 
Recht oder im Gebiet der anderen Vertragspartei 
vorliegen. Mit dieser Vorschrift wird vermieden, 
daß derjenige, der sein Versicherungsleben teils 
im einen teils im anderen Vertragsstaat verbracht 
hat, gegenüber demjenigen ungerechtfertigt be- 
vorzugt wird, der sein ganzes Versicherungs- 
leben in einem Vertragsstaat zurückgelegt hat. 

3. Zu Abschnitt II — Rentenversicherungen 

Die voneinander abweichenden Besonderheiten 
des innerstaatlichen Rechts in beiden Vertrags- 
staaten verlangen besondere Regelungen für jede 
Seite. Nach Artikel 11 sind für die Wartezeit nach 
deutschem Recht entsprechende schweizerische 
Beiträge zu berücksichtigen. Für die Berechnung 
der Rente bleibt es bei der Anwendung des inner- 
staatlichen deutschen Rechts, soweit es für die 
Flöhe der Leistungen ausschließlich auf die Zahl 
der Versichcrungsjahre abstellt. Ist allerdings die 
Wartezeit nach deutschem Recht nur unter Be- 
rücksichtigung schweizerischer Seite erfüllt, so 
kann nach Artikel 11 Abs. 2 vom Kinderzuschuß 
und vom Zuschuß zur Krankenversicherung der 
Rentner, weil die Höhe dieser Leistungen von 
der Dauer der Versicherungszeit unabhängig ist, 
nur ein der deutschen Versicherungszcit ent- 
sprechender Teil gewährt werden. Dies gilt nach 
Artikel 12 Abs. 2 auch für die Zurcchnungszeit. 

Dem Grundsatz der Einheitlichkeit des Versiche- 
rungslebens entspricht es, wenn für die Anrech- 
nung der Ausfallzeiten und der Zurechnungszeit 
nach Artikel 12 Abs, 1, für das Altersruhegeld 
nach Artikel 13, für den Zuschuß zur Krankenver- 
sicherung der Rentner nach Artikel 14, für das 
Recht auf Weiterversicherung nach Artikel 16 und 
für die Fristen betreffend die Beitragserstattung 
nach Artikel 17 die im schweizerischen Rechts- 
bereich vorliegenden Tatbestände und Rechts- 
verhältnisse wie solche behandelt werden, die 
nach dem innerstaatlichen deutschen Recht gefor- 
dert werden. 

Die Vorschrift des Artikels 15 über die Zuordnung 
der in schweizerischen Bergbaubetrieben zurück- 
gelegten Versicherungszeiten ist notwendig, weil 
es in der Schweiz keine Sonderversicherung für 
diesen Bereich gibt. 
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Für die schweizerische Seite sind besondere Vor- 
schriften über die Wartezeit und die Renten- 
berechnung entbehrlich. Nach schweizerischem 
Recht werden Alters-, Hinterbliebenen- und Inva- 
liditätsrenten seit dem 1. Januar 1960 gewährt, 
wenn mindestens während eines vollen Jahres 
Beiträge gezahlt wurden. 

Auf die Einglieclerungsmaßnahmen der schweize- 
rischen Invalidenversicherung hat Anspruch, wer 
versichert ist, Versichert sind in der Invaliden- 
versicherung wie in der Alters- und Hinterlasse- 
nenversicheriing alle Personen, die in der Schweiz 
ihren Wohnsitz haben oder dort eine Erwerbs- 
tätigkeit ausüben. Minderjährige Versicherte 
haben Anspruch auf alle zur Behandlung von 
Geburtsgebrechen notwendigen medizinischen 
Maßnahmen, sofern die Gebrechen ihrer Art nach 
zu einer Beeinträchtigung der Erwerbsfähigkeit 
führen können. Da nach deutschem Recht auf 
diese Maßnahmen, abgesehen von der Tuberku- 
losehilfe, kein Rechtsanspruch besteht, ihre Ge- 
währung stets eine Beitragsleistung von einer 
gewissen Dauer voraussetzt, und es sinnvoll er- 
scheint, Maßnahmen grundsätzlich im Wohnort- 
staat zu gewähren, sollen nach Artikel 18 Abs. 1 
Angehörige des einen Vertragsstaates Eingliede- 
rungsmaßnahmen des anderen Vertragsstaates 
erhalten, wenn sie dort wohnen und unmittelbar 
vor Gewährung der Maßnahmen mindestens ein 
Jahr lang Beiträge zur Versicherung dieses 
Staates entrichtet haben. Nach schweizerischem 
Recht sind nicht erwerbstätige Ehefrauen und 
Witwen zwar ebenfalls versichert, aber von der 
Beitragspflicht befreit, während Minderjährige als 
Erwerbstätige erst nach Vollendung des 17. Le- 
bensjahres, sonst des 20. Lebensjahres beitrags- 
pflichtig werden. Artikel 18 Abs. 2 macht daher 
den Anspruch solcher Personen deutscher Staats- 
angehörigkeit auf Eingliederungsmaßnahmen in 
der schweizerischen Invalidenversicherung davon 
abhängig, daß sie unmittelbar vorher ein Jahr 
lang in der Schweiz gewohnt haben c 1er dort als 
Kinder in der Schweiz wohnen und dort entweder 
invalide geboren sind oder seit der Geburt un- 
unterbrochen gewohnt haben. Artikel 18 Abs. 3 
enthält eine begünstigende Sondervorschrift für 
Maßnahmen zur Eingliederung von Grenzgängern 
in das Erwerbsleben des Staates, in dem sie be- 
schäftigt sind. Nach Artikel 18 Abs. 4 bleibt 
weitergehendes innerstaatliches Recht unberührt. 
Dabei ist insbesondere an die Tuberkulosehilfe 
nach § 1244 a der Reichsversicherungsordnung 
— RVO — gedacht. 

Nach scMveizerischem Recht hat nur Anspruch auf 
Invaliditätsrente, wer bei Eintritt des Versiche- 
rungsfalles in der Schweizer Invalidenversiche- 
rung versichert ist. Nach Artikel 19 Abs. 1 wird 
bei Deutschen und bei Grenzgängern von diesem 
Erfordernis abgesehen, wenn sie gewisse andere 
Voraussetzungen erfüllen. In der Schweizer Inva- 
lidenversicherung wird Rente gewährt, wenn der 
Versicherte mindestens zur Hälfte invalide ist. 
In Härtefällen kann Rente gewährt werden, wenn 
der Versicherte mindestens zu 40 v. H. invalide 
ist. Fü^ die Gewährung dieser Renten bedarf es 


nach Artikel 19 Abs, 2 bei Deutschen des Wohn- 
sitzes in der Schweiz. Dasselbe soll für die Hilfs- 
losenentschädigungen gelten, auf die bedürftige 
Invalidenversicherte neben der Rente Anspruch 
haben, wenn sie auf besondere Pflege und War- 
tung angewiesen sind. Diese Regelung erscheint 
unter dem Gesichtspunkt der Gegenseitigkeit als 
vertretbar. 

Nach schweizerischem Recht haben Anspruch auf 
sogenannte außerordentliche Renten aus der 
Alters- und Hinterlassenenversicherung und aus 
der Invalidenversicherung schweizerische Staats- 
angehörige, und zwar in der Regel nur in der 
Schweiz, wenn sie wegen Fehlens der Beitrags- 
voraussetzungen keinen Anspruch auf eine 
ordentliche Rente haben. Die außerordentlichen 
Renten entsprechen den Mindestsätzen der 
ordentlichen Vollrenten und sind in bestimmten 
Fällen vom Nachweis der Bedürftigkeit abhängig. 
Sie stehen nach Artikel 20 auch Deutschen zu, die 
ihren Wohnsitz in der Schweiz haben und dort 
während einer gewissen Zeit gewohnt haben. 

4. Zu Abschnitt II — Unfallversicherung 

Die Artikel 21 bis 23 enthalten die üblichen Vor- 
schriften über die Leistungsaushilfe zwischen 
den Trägern der Unfallversicherung in beiden 
Staaten für die Fälle, in denen Sach- oder Geld- 
leistungen bei Aufenthalt in dem Staat beantragt 
werden, in dem der zuständige Träger nicht 
seinen Sitz hat. Artikel 24 bestimmt das Verfah- 
ren, wenn einem Unfall (Krankheit), der nach 
dem Recht des einen Staates als Arbeitsunfall 
(Berufskrankheit) gilt, ein weiterer Unfall 
(Krankheit) folgt, der nach dem Recht des anderen 
Staates als Arbeitsunfall (Berufskrankheit) gilt. 
Artikel 25 enthält Vorschriften für den Fall, daß 
eine Berufskrankheit während einer Beschäfti- 
gung aufgetreten ist, die die betreffende Person 
in beiden Staaten ausgeübt hat. Nach Artikel 26 
soll der Berechtigte nicht gegen seinen Willen 
abgefunden werden, weil er in dem Staat wohnt, 
in dem der zuständige Versicherungsträger nicht 
seinen Sitz hat. 

5. Zu Abschnitt IV — Familienzulagen 

Nach Artikel 27 erhält eine Person, die in dem 
einen Staat beschäftigt ist, Kindergeld auch für 
Kinder, die im Gebiet des anderen Vertrags- 
Staates wohnen. Das entspricht dem international 
fast allgemein anerkannten Grundsatz, daß das 
Beschäftigungsland für die Zahlung der Familien- 
beihilfen zuständig sein soll. In bezug auf die 
Schweiz gilt das Abkommen nach seinem Arti- 
kel 2 Nr. 2 nur für die bundesrechtlichen Vor- 
schriften über Familienzulagen, d. h. für das 
Bundesgesetz über die Familienzulagen für die 
landwirtschaftlichen Arbeitnehmer und Berg- 
bauern. Der Bund kann aus verfassungsrecht- 
lichen Gründen in diesem Bereich der Sozialen 
Sicherheit gegenüber ausländischen Staaten keine 
Verpflichtungen eingehen, die die Kantone bin- 
den; jedoch haben alle Kantone mit Ausnahme 
des Kantons Appenzell-Außer-Rhoden Farnilien- 
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zLilagengesetze erlassen. Die meisten Kantone, 
insbesondere die an der deutschen Grenze ge- 
legenen, haben Vorkehrungen getroffen, die es 
unter bestimmten — von Kanton zu Kanton 
unterschiedlichen — Voraussetzungen erlauben, 
Familienzulagen auch für Kinder zu gewähren, 
die nicht in der Schweiz wohnen. Durch Nr. 12 des 
Schlußprotokolls wird sichergestellt, daß die 
Bundesrepublik nur für solche Kinder Kindergeld 
gewährt, die in Kantonen wohnen, in denen 
— sei es auf Grund kantonalen Rechts, sei es auf 
Grund tarifvertraglicher Regelungen der ent- 
sprechenden Wirtschaftszweige — die Zahlung 
von Familienzulagen für Kinder, die in der Bun- 
desrepublik wohnen, zulässig ist. 

6. Zu Abschnitt V — Verschiedenes 

Artikel 28 enthält die in allen zwischen- und 
überstaatlichen Regelungen vorgesehenen Ein- 
schränkungen der Gleichbehandlung gegenüber 
den Angehörigen des anderen Vertragsstaates in 
bezug auf die Zahlung von Auslandsrenten nach 
dem Fremd- und Auslandsrenten-Neuregelungs- 
gesetz (Bundesgesetzbl. I S. 93). 

7. Zu Abschnitt VI — Verfahren 

Die Artikel 30 bis 40 enthalten die für das Ver- 
fahren bei der Anwendung des Abkommens not- 
wendigen und auch sonst üblichen Vorschriften. 

Zu den „am Sitz des Versicherungsträgers gelten- 
den Regelungen" (Artikel 37) zählen in der 
Schweiz außer den Rechtsvorschriften über Sozial- 
versicherung (Artikel 45 des Alters- und Hinter- 
lassenenversicherungsgesetzes — AHVG — , Ar- 
tikel 76 Abs. 1 der Vollzugsverordnung zum 
AHVG; Artikel 50 des Invalidenversicherungs- 
gesetzes — IVG — , Artikel 76 der Vollziehungs- 
verordnung zum IVG) auch die hierzu ergangene 
Wegleitung (z. Z. Marginale 959) und das Gesetz 
über das Fürsorgev/esen des Kantons Bern. 

8. Zu Abschnitt VII — Übergangs- und Schluß- 
bestimmungen 

Die Artikel 41 bis 48 enthalten insbesondere die 
Vorschriften, die erforderlich sind, um die nach 
innerstaatlichem Recht oder auf Grund des bis- 
herigen Abkommens erworbenen Ansprüche in 
das Recht des neuen Abkommens überzuleiten, 
um den Besitzstand bezüglich des bisherigen 
Rentenzahlbetrages und um das Recht zur 
Weiterversicherung in der deutschen Rentenver- 
sicherung auch dann zu wahren, wenn für 
denselben Zeitraum Versicherungspflicht nach 
schweizerischem Recht besteht. 

Das in Artikel 49 Abs. 2 erwähnte Zusatzabkom- 
men vom 24. Dezember 1962, das als Anlage bei- 
gefügt ist, war auf deutscher Seite nicht ratifizie- 
rungsbedürftig. Nach diesem Zusatzabkommen 
erhalten in der Schweiz wohnhafte Deutsche, die 
vor dem 1. Juli 1883 geboren sind und daher 
keine Beiträge mehr zur Alters- und Hinterlasse- 
nenversicherung entrichten konnten, so daß sie 
keinen Anspruch auf ordentliche Renten haben, 
ferner vor dem 1. Dezember 1948 verwitwete 


Frauen und verwaiste Kinder deutscher Staats- 
angehörigkeit, d. h. Hinterbliebene von Ver- 
sicherten, die vor ihrem Tode nicht während eines 
vollen Jahres Beiträge entrichten und daher die 
Voraussetzungen für den Anspruch ihrer Hinter- 
bliebenen auf ordentliche Hinterlassenenrenten 
nicht erfüllen konnten, außerordentliche Renten 
aus der schweizerischen Alters- und Hinter- 
lassenenversicherung. Weitere Voraussetzung ist, 
daß sich die Berechtigten vor der Antragstellung 
während einer gewissen Zeit in der Schweiz auf- 
gehalten haben. Die Renten werden rückwirkend 
für die Zeit frühestens vom 1. Januar 1961 an ge- 
zahlt. 

9. Zum Schlußprotokoll 

Die Nummern 1, 4, 8, 10 und 11 dienen der Klar- 
stellung. 

Zu Nr. 2 

Schweizerische Staatsangehörige, die sich im Aus- 
land niedergelassen haben, können sich in der 
schweizerischen Alters- und Hinterlassenenver- 
sicherung und Invalidenversicherung bis zur 
Vollendung des 40. Lebensjahres freiwillig ver- 
sichern und, wenn sie aus der Pflichtversicherung 
ausscheiden, ohne Rücksicht auf ihr Alter frei- 
willig weiterversichern. Die schweizerische Seite 
war aus überwiegend politischen Gründen nicht 
bereit, auch Deutschen das Recht der Zugehörig- 
keit zu dieser freiwilligen Versicherung zuzu- 
gestehen und in den Ausschluß des Rechts zur 
freiwilligen Weiterversicherung schweizerischer 
Staatsangehöriger für Zeiten einzuwilligen, in 
denen gleichzeitig nach den Artikeln 5 bis 9 des 
Abkommens in Verbindung mit den innerstaat- 
lichen deutschen Rechtsvorschriften eine deutsche 
Pflichtversicherung besteht. Die Rechtseinrichtung 
der schweizerischen freiwilligen Versicherung 
eignet sich unter diesen Umständen nicht zur Auf- 
nahme in den sachlichen Geltungsbereich des 
Abkommens. 

Zu Nr. 3 

Der sachliche Geltungsbereich der schweizerischen 
gesetzlichen Unfallversicherung ist einerseits 
enger, andererseits weiter als derjenige der deut- 
schen gesetzlichen Unfallversicherung: Versichert 
sind nur Arbeitnehmer von Betrieben, in denen 
erhöhte Unfallrisiken auftreten. Diese Personen 
sind aber dann gegen Betriebs- und Nichtbetriebs- 
unfäile versichert. Auch darauf soll sich das neue 
Abkommen wie das bisherige beziehen. Aus- 
genommen ist Artikel 10 des Abkommens, weil 
die deutschen Vorschriften über das Ruhen von 
Renten der Rentenversicherung bei Zusammen- 
treffen mit solchen der Unfallversicherung 
(§§ 1278 ff. RVO) nicht für schweizerische Renten 
auf Grund von Nichtbetriebsunfällen gelten sol- 
len. Diese Ausnahme rechtfertigt sich darin, daß 
die Beiträge für die Versicherung gegen Nicht- 
betriebsunfälle zu ^/s vom Versicherten selbst zu 
tragen sind. Fast die Hälfte der in der Schweiz 
beschäftigten Grenzgänger ist freiwillig in der 
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deutschen gesetzlichen Krankenversicherung ver- 
sichert. Diese ist bei Nichtbetriebsunfällen neben 
der schweizerischen Unfallversicherung leistungs- 
pflichtig. Die Kosten für die Sachleistungen sollen 
in diesem Falle zwischen den beteiligten Trägern 
aufgeteilt werden. Die Entschädigungspflicht der 
schweizerischen Unfallversicherung soll aber Vor- 
gehen, wenn es sich nach schweizerischem Recht 
um einen entschädigungspflichtigen Nichtbetriebs- 
unfall handelt, der auf dem Wege von oder zu 
der Arbeitsstätte eingetreten ist. 

Zu Nr. 5 

Mit der Einbeziehung der Flüchtlinge im Sinne 
des Genfer Abkommens über die Rechtsstellung 
der Flüchtlinge vom 28. Juli 1951 erfüllen die 
Vertragsstaaten, die beide dieses Abkommen 
ratifiziert haben, die ihnen nach dessen Artikel 24 
Abs. 3 obliegende Verpflichtung. In der schweize- 
rischen Alters- und Hinterlassenenversicherung 
und Invalidenversicherung haben Flüchtlinge be- 
reits nach innerstaatlichem Recht eine günstigere 
Rechtsstellung. Diese bleibt aufrechterhalten. 

Zu Nr. 6 

Auf die Renten nach § 13 des Fremdrentengeset- 
zes und § 1321 RVO, die nach ausdrücklicher Vor- 
schrift nicht als Leistungen der Sozialen Sicherheit 
gelten, soll sich die Verpflichtung zur Gleich- 
behandlung schweizerischer Staatsangehöriger 
nicht beziehen. 

Zu Nr. 7 

In der schweizerischen Alters- und Hinterlasse- 
nenversicherung und Invalidenversicherung sind 
auch schweizerische Staatsangehörige pflichtver- 
sichert, die im Ausland für einen Arbeitgeber mit 


dem Sitz in der Schweiz gegen Entgelt tätig sind. 
Insoweit sollen deutsche Staatsangehörige nicht 
gleichbehandelt werden. Schweizerischen Staats- 
angehörigen, die freiwillig der schweizerischen 
Invalidenversicherung angehört haben, können, 
wenn sie invalide sind und auf Grund dessen 
weder eine schweizerische noch eine ausländische 
Leistung erhalten, aus Mitteln der Invalidenver- 
sicherung Fürsorgebeträge gewährt werden. 
Diese Regelung soll nicht auf Ausländer aus- 
gedehnt werden. 

Zu Nr. 13 

Ein gesetzlicher Forderungsübergang, wie ihn 
§ 1542 RVO zugunsten aller Sozialversicherungs- 
träger vorsieht, ist in der Schweiz nur zugunsten 
der Träger der gesetzlichen Unfallversicherung 
festgelegt. Nur in diesem Versicherungszweig 
besteht somit Gegenseitigkeit. Schweizerische 
Gerichte haben jedoch in der Vergangenheit viel- 
fach auch den Übergang von Ersatzansprüchen 
auf Träger anderer deutscher Versicherungs- 
zweige anerkannt. Diese Möglichkeit soll auch 
für die Zukunft nicht ausgeschlossen werden. 

Zu Nr. 14 

Diese Bestimmung sieht nunmehr eine wechsel- 
seitige Freizügigkeit in bezug auf die Zugehörig- 
keit zu den Trägern der gesetzlichen Kranken- 
versicherungen der beiden Vertragsstaaten vor, 
Schweizerischerseits hat dabei die Aufnahme des 
bei einer deutschen Krankenkasse versichert 
gewesenen sowie seiner Ehefrau und seiner 
minderjährigen Kinder ohne Rücksicht auf das 
Alter und den Gesundheitszustand zu erfolgen. 
Vorversicherungszeiten sind gegenseitig zu be- 
rücksichtigen. 
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